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Teil 2: Fondsvertrag 

I. Grundlagen 
 
§ 1 Bezeichnung; Firma und Sitz von Fondsleitung und De-

potbank 
1. Unter der Bezeichnung „Suisse Romande Property Fund“ be-

steht ein vertraglicher Anlagefonds der Art „Immobilien-
fonds“ (im Folgenden „Fonds“, „Anlagefonds“ oder „Immobi-
lienfonds“) im Sinne von Art. 25 ff. i. V. m. Art. 58 ff. des Bun-
desgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 
2006 (KAG). 

2. Fondsleitung ist JSS Real Estate Management AG, mit Sitz in 
Genf. 

3. Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG mit Sitz in Basel (im 
Folgenden BJSS). 

4. Die BJSS und/oder eine andere Bank oder ein Effektenhändler 
mit Sitz oder Niederlassung in der Schweiz nimmt dabei für 
den Fonds die Funktion eines Market Makers wahr. Es kön-
nen auch mehrere Market Maker ernannt werden. Der oder 
die Market Maker sind im Prospekt benannt. 

5. Die Anlageentscheidungen werden nicht delegiert. 
6. Die FINMA hat auf Anfrage der Fondsleitung und der Depot-

bank sowie im Einklang mit Art. 78 Abs. 4 KAG diesen Anlage-
fonds von der Pflicht zur Einzahlung der Anteile durch die An-
leger in bar befreit. 

 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
 
§ 2 Fondsvertrag 
Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern  einerseits und Fonds-
leitung sowie Depotbank andererseits werden durch den vorliegen-
den Fondsvertrag und die einschlägigen gesetzlichen Bestimmun-
gen der Kollektivanlagengesetzgebung geordnet. 
 
§ 3 Fondsleitung 
1. Die Fondsleitung verwaltet den Immobilienfonds für Rech-

nung der Anleger selbstständig und in eigenem Namen. Sie 
entscheidet insbesondere über die Ausgabe von Anteilen, die 
Anlagen und deren Bewertung. Sie berechnet den Nettoin-
ventarwert und setzt Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie 
Gewinnausschüttungen fest. Sie macht alle zum Immobilien-
fonds gehörenden Rechte geltend. 

2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der 
Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln unab-
hängig und wahren ausschliesslich der Interessen der Anle-
ger. Sie treffen die organisatorischen Massnahmen, die für 
eine einwandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. Sie le-
gen Rechenschaft über die von ihnen verwalteten kollektiven 
Kapitalanlagen ab, informieren über sämtliche den Anlegern 
direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie 
über Vergütungen von Dritten, insbesondere Kommissionen, 
Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vorteile. 

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufgaben 
Dritten übertragen, soweit dies im Interesse einer sachge-
rechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt ausschliesslich Per-
sonen, die über die für die Ausführung dieser Tätigkeit not-
wendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen sowie 
über die erforderlichen Bewilligungen verfügen. Sie instruiert 

und überwacht die beigezogenen Dritten sorgfältig. Anlage-
entscheidungen dürfen nur an Vermögensverwalter übertra-
gen werden, die über die erforderliche Bewilligung verfügen. 
Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichtsrecht-
lichen Pflichten verantwortlich und wahrt bei der Übertra-
gung von Aufgaben die Interessen der Anleger. Für Hand-
lungen der Personen, denen die Fondsleitung Aufgaben 
übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Handeln. 

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank eine 
Änderung dieses Fondsvertrags bei der Aufsichtsbehörde zur 
Genehmigung einreichen (siehe § 27). 

5. Die Fondsleitung kann den Immobilienfonds mit anderen Im-
mobilienfonds gemäss den Bestimmungen von § 24 vereini-
gen oder gemäss den Bestimmungen von § 26 auflösen. 

6. Die Fondsleitung stellt sicher, dass der oder die Market Maker 
gemäss einen regelmässigen ausserbörslichen oder börsli-
chen Handel aller Anteilsklassen der Teilvermögen mindes-
tens jede Woche betreibt. 

7. Die Fondsleitung kann Informationen oder Anweisungen be-
züglich des Inventarwertes oder der Entwicklung des Fonds-
vermögens oder ähnlicher Informationen nur unter der Be-
dingung an Market Maker weitergeben, dass diese Anweisun-
gen gleichzeitig Anlegern zur Verfügung gestellt werden. 

8. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den § 18 und 19 vor-
gesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Verbindlich-
keiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben eingegan-
gen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, die sie zur Erfül-
lung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

9. Die Fondsleitung haftet dem Anleger dafür, dass die Immobi-
liengesellschaften, die zum Immobilienfonds gehören, die 
Vorschriften des KAG und des Fondsvertrags einhalten. 
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10. Die Fondsleitung sowie deren Beauftragte und die ihnen nahe 
stehenden natürlichen und juristischen Personen dürfen vom 
Immobilienfonds keine Immobilienwerte übernehmen oder 
ihm abtreten. 
Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen Aus-
nahmen vom Verbot von Transaktionen mit nahestehenden 
Personen bewilligen, wenn die Ausnahme im Interesse der 
Anleger ist und zusätzlich zur Schätzung der ständigen Schät-
zungsexperten des Immobilienfonds ein von diesen bezie-
hungsweise deren Arbeitgeber und von der Fondsleitung so-
wie der Depotbank des Immobilienfonds unabhängiger 
Schätzungsexperte die Marktkonformität des Kaufs- und Ver-
kaufspreises des Immobilienwertes sowie der Transaktions-
kosten bestätigt. 
Nach Abschluss der Transaktion erstellt die Fondsleitung ei-
nen Bericht mit Angaben zu den einzelnen übernommenen 
oder abgetretenen Immobilienwerten und deren Wert am 
Stichtag der Übernahme oder Abtretung, mit dem Schät-
zungsbericht sowie dem Bericht der ständigen Schätzungsex-
perten über die Marktkonformität des Kaufs- oder Verkaufs-
preises im Sinne von Art. 32 Abs. 1 Bst. c KKV. 
Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prüfung der 
Fondsleitung bzw. der SICAV die Einhaltung der besonderen 
Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 
Die Fondsleitung erwähnt im Jahresbericht des Immobilien-
fonds die bewilligten Geschäfte mit nahestehenden Perso-
nen. 

 
§ 4 Depotbank und Market Maker 
1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf, insbeson-

dere die unbelehnten Schuldbriefe sowie die Aktien der Im-
mobiliengesellschaften. Sie besorgt die Ausgabe und Rück-
nahme der Fondsanteile sowie den Zahlungsverkehr für den 
Immobilienfonds. Für die laufende Verwaltung von Immobi-
lienwerten kann sie Konten von Dritten führen lassen. 

2. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die 
sich auf das Vermögen des Immobilienfonds beziehen, der 
Gegenwert innert den üblichen Fristen übertragen wird. Sie 
benachrichtigt die Fondsleitung, falls der Gegenwert nicht in-
nert der üblichen Frist erstattet wird, und fordert von der Ge-
genpartei Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, sofern 
dies möglich ist. 

3. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen und 
Konten so, dass sie jederzeit die verwahrten Vermögensge-
genstände der einzelnen Anlagefonds voneinander unter-
scheiden kann. 
Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die nicht 
in Verwahrung genommen werden können, das Eigentum der 
Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnungen. 

4. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der Treue-
, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln unabhängig 
und wahren ausschliesslich der Interessen der Anleger. Sie 
treffen die organisatorischen Massnahmen, die für eine ein-
wandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. Sie legen Re-
chenschaft über die von ihnen verwahrten kollektiven Anla-
gen ab und informieren über sämtliche den Anlegern direkt 

oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie über 
Vergütungen von Dritten, insbesondere Kommissionen, Ra-
batte oder sonstige vermögenswerte Vorteile. 

5. Die Depotbank kann die Aufbewahrung des Fondsvermögens 
Dritt- und Sammelverwahrern im In- oder Ausland übertra-
gen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwah-
rung liegt. 
Sie sorgt dafür, dass der Dritte oder der Sammelverwahrer, 
den sie beauftragt hat: 
a) über eine angemessene Betriebsorganisation, finanzi-

elle Garantien und die fachlichen Qualifikationen ver-
fügt, die für die Art und die Komplexität der Vermö-
gensgegenstände, die ihm anvertraut wurden, erfor-
derlich sind; 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen und 
damit sichergestellt wird, dass sich die Finanzinstru-
mente in seinem Besitz befinden; 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensgegen-
stände so verwahrt, dass sie von ihr durch regelmässige 
Bestandsabgleiche zwischen dem Portfolio und den 
Konten zu jeder Zeit eindeutig als zum Fondsvermögen 
gehörend identifiziert werden können; 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hinsicht-
lich der Wahrnehmung ihrer delegierten Aufgaben und 
der Vermeidung von Interessenkollisionen einhält. 
Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten 
verursachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen 
kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Über-
wachung die nach den Umständen gebotene Sorgfalt 
angewendet hat. Der Prospekt enthält Ausführungen zu 
den mit der Übertragung der Verwahrung an einen Drit-
ten und einen Sammelverwahrer verbundenen Risiken. 
Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne des 
vorstehenden Absatzes nur an beaufsichtigte Dritt- oder 
Sammelverwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist die 
zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem die Über-
tragung an beaufsichtigte Dritt- oder Sammelverwahrer 
nicht möglich ist, wie insbesondere aufgrund zwingender 
Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des Anlagepro-
dukts. Die Anleger sind im Prospekt über die Aufbewah-
rung durch nicht beaufsichtigte Dritt- oder Zentralver-
wahrer zu informieren. 

6. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Gesetz 
und den Fondsvertrag beachtet. Sie prüft, ob die Berechnung 
des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und Rücknahme-
preise der Anteile sowie die Anlageentscheide Gesetz und 
Fondsvertrag entsprechen und ob das Ergebnis nach Mass-
gabe des Fondsvertrags verwendet wird. Für die Auswahl der 
Anlagen, welche die Fondleistung im Rahmen der Anlagevor-
schriften trifft, ist die Depotbank nicht verantwortlich. 

7. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den § 18 und 19 vor-
gesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Verbind-
lichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben ein-
gegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, die sie zur 
Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 
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8. Die Depotbank sowie deren Beauftragte und die ihnen nahe 
stehenden natürlichen und juristischen Personen dürfen von 
diesem Immobilienfonds keine Immobilienwerte überneh-
men oder ihm abtreten. 
Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen Aus-
nahmen vom Verbot von Transaktionen mit nahestehenden 
Personen bewilligen, wenn die Ausnahme im Interesse der 
Anleger ist und zusätzlich zur Schätzung der ständigen Exper-
ten des Immobilienfonds ein von diesen beziehungsweise de-
ren Arbeitgeber und von der Fondsleitung sowie der Depot-
bank des Immobilienfonds unabhängiger Schätzungsexperte 
die Marktkonformität des Kaufs- und Verkaufspreises des Im-
mobilienwertes sowie der Transaktionskosten bestätigt. 
Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prüfung der 
Fondsleitung oder der SICAV die Einhaltung der besonderen 
Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 

 
§ 5 Anleger 
1. Der Kreis der Anleger ist nicht beschränkt. 
2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und der Einzah-

lung in bar eine Forderung gegen die Fondsleitung auf Betei-
ligung am Vermögen und am Ertrag des Immobilienfonds im 
Umfang der erworbenen Anteile. Anstatt der Barzahlung 
kann eine Sacheinlage entsprechend § 17 Ziff. 8 auf Anfrage 
des Anlegers und mit der Anerkennung der Fondsleitung rea-
lisiert sein. Die Forderung der Anleger ist in Anteilen begrün-
det. 

3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des Gegenwerts des von 
ihnen gezeichneten Anteils in den Immobilienfonds verpflich-
tet. Ihre persönliche Haftung für Verbindlichkeiten des Immo-
bilienfonds ist ausgeschlossen. 

4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit die erfor-
derlichen Auskünfte über die Grundlagen für die Berechnung 
des Nettoinventarwertes pro Anteil. Machen die Anleger ein 
Interesse an näheren Angaben über einzelne Geschäfte der 
Fondsleitung wie die Ausübung von Teilhaber- und Gläubiger-
rechten oder das Risikomanagement geltend, so erteilt ihnen 
die Fondsleitung auch darüber jederzeit Auskunft. Die Anle-
ger können beim Gericht am Sitz der Fondsleitung verlangen, 
dass die Prüfgesellschaft oder eine andere sachverständige 
Person den abklärungsbedürftigen Sachverhalt untersucht 
und ihnen darüber Bericht erstattet. 

5. Die Anleger können den Fondsvertrag jeweils auf das Ende ei-
nes Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von 12 Monaten kündigen und die Auszahlung ihres Anteils 
am Immobilienfonds in bar verlangen. 
Die Fondsleitung kann unter bestimmten Bedingungen die 
während eines Geschäftsjahres gekündigten Anteile nach Ab-
schluss desselben vorzeitig zurückzahlen (vgl. § 17 Ziff. 2). 
Die ordentliche wie auch die vorzeitige Rückzahlung erfolgen 
innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des Geschäfts-
jahres. 

6. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und/oder der 
Depotbank und ihren Beauftragten gegenüber auf Verlangen 
nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder vertraglichen 
Voraussetzungen für die Beteiligung an einem Teilvermögen 

oder einer Anteilsklasse des Immobilienfonds erfüllen bzw. 
nach wie vor erfüllen. Überdies sind sie verpflichtet, die De-
potbank, die Fondsleitung und deren Beauftragte umgehend 
zu informieren, sobald sie diese Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllen. 

7. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung in 
Zusammenarbeit mit der Depotbank zum jeweiligen Rück-
nahmepreis zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 
a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, nament-

lich zur Bekämpfung der Geldwäscherei erforderlich ist; 
b) der Anleger die gesetzlichen, aufsichtsrechtlichen, ver-

traglichen oder satzungsmässigen Voraussetzungen zur 
Teilnahme an diesem Immobilienfonds nicht mehr er-
füllt. 

8. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die Fonds-
leitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum jeweili-
gen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen wer-
den, wenn: 
a) die Beteiligung des Anlegers am Immobilienfonds ge-

eignet ist, die wirtschaftlichen Interessen der übrigen 
Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, insbesondere 
wenn die Beteiligung steuerliche Nachteile für den Im-
mobilienfonds im In- oder Ausland zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmungen 
eines auf sie anwendbaren in- oder ausländischen Ge-
setzes, dieses Fondsvertrags oder des Prospekts erwor-
ben haben oder halten; 

c) die wirtschaftlichen Interessen der Anleger beeinträch-
tigt werden, insbesondere in Fällen, wo bestimmte An-
leger durch systematische Zeichnungen und unmittel-
bar darauf folgende Rücknahmen Vermögensvorteile 
zu erzielen versuchen, indem sie vorübergehende Ab-
weichungen zwischen der Festlegung der Schlusskurse 
und der Bewertung des Fondsvermögens ausnutzen 
(Market Timing). 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 
1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank und Ge-

nehmigung der Aufsichtsbehörde jederzeit verschiedene An-
teilsklassen schaffen, aufheben oder vereinigen. Alle Anteils-
klassen berechtigen zur Beteiligung am ungeteilten Fondsver-
mögen, welches nicht segmentiert ist. Diese Beteiligung kann 
aufgrund klassenspezifischer Kostenbelastungen oder Aus-
schüttungen unterschiedlich ausfallen und die verschiedenen 
Anteilsklassen können deshalb einen unterschiedlichen Netto-
inventarwert pro Anteil aufweisen. Für klassenspezifische Kos-
tenbelastungen haftet das Vermögen des Immobilienfonds als 
Ganzes. 

2. Die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklas-
sen wird im Publikationsorgan bekannt gemacht. Nur die Ver-
einigung gilt als Änderung des Fondsvertrags im Sinne von § 
27. 

3. Die verschiedenen Anteilsklassen können sich namentlich 
hinsichtlich Kostenstruktur, Referenzwährung, Währungsab-
sicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der Erträge, 
Mindestanlage sowie Anlegerkreis unterscheiden. Vergütun-
gen und Kosten werden nur derjenigen Anteilsklasse belastet, 
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der eine bestimmte Leistung zukommt. Vergütungen und 
Kosten, die nicht eindeutig einem Teilvermögen zugeordnet 
werden können, werden den einzelnen Teilvermögen im Ver-
hältnis zur Beteiligung am Fondsvermögen belastet. 

4. Der Immobilienfonds ist nicht in Anteilsklassen unterteilt. 

5. Die Anteile werden nicht in Form von Wertpapieren ausgege-
ben, sondern als Inhaberanteile ohne Verbriefung verbucht. 
Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändigung eines An-
teilscheines zu verlangen. 

III. Richtlinien der Anlagepolitik 
A. ANLAGEGRUNDSÄTZE 
 
§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 
1. Bei der Auswahl der Anlagen und zur Umsetzung der Anlage-

politik gemäss § 8 beachtet die Fondsleitung im Sinne einer 
ausgewogenen Risikoverteilung die nachfolgend aufgeführ-
ten Grundsätze und prozentualen Beschränkungen. Diese be-
ziehen sich auf das Fondsvermögen zu Verkehrswerten und 
sind ständig einzuhalten. Der Immobilienfonds muss die An-
lagebeschränkungen zwei Jahre nach Ablauf der Zeichnungs-
frist (Lancierung) erfüllen. 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen 
überschritten, so müssen die Anlagen unter Wahrung der In-
teressen der Anleger innerhalb einer angemessenen Frist auf 
das zulässige Mass zurückgeführt werden. 

 
§ 8 Anlagepolitik 
1. Die Fondsleitung legt das Vermögen dieses Immobilienfonds 

in Immobilienwerten in der Schweiz an und achtet darauf, 
dass mindestens 80% des Fondsvermögens in der franzö-
sischsprachigen Schweiz angelegt werden. Der Fonds ist di-
rekter oder indirekter Eigentümer der verwalteten Immobi-
lien. Die Risiken in Verbindung mit diesen Anlagen müssen im 
Prospekt veröffentlicht werden. 

2. Als Anlagen dieses Immobilienfonds erlaubt sind Anlagen in: 
a) Grundstücken einschliesslich Zugehör 

Als Grundstücke gelten: 
 Wohnbauten im Sinne von Liegenschaften, welche 

Wohnzwecken dienen; 
 kommerziell genutzte Liegenschaften; 
 Bauten mit gemischter Nutzung; 
 Stockwerkeigentum; 
 Bauland (inkl. Abbruchobjekte) und angefangene 

Bauten. Unbebaute Grundstücke müssen erschlos-
sen und für eine umgehende Überbauung geeignet 
sein sowie über eine rechtskräftige Baubewilligung 
für deren Überbauung verfügen. Mit der Ausfüh-
rung der Bauarbeiten muss vor Ablauf der Gültig-
keitsdauer der jeweiligen Baubewilligung begonnen 
werden können; 

 Baurechtsgrundstücke (inkl. Bauten und Baurechts-
dienstbarkeiten). 

 Gewöhnliches Miteigentum an Grundstücken ist zu-
lässig, sofern die Fondsleitung einen beherrschen-
den Einfluss ausüben kann, d. h. wenn sie über die 
Mehrheit der Miteigentumsanteile und Stimmen 
verfügt. 

b) Beteiligungen an und Forderungen gegen Immobilien-
gesellschaften, deren Zweck einzig der Erwerb und Ver-
kauf oder die Vermietung und Verpachtung eigener 
Grundstücke ist, sofern mindestens zwei Drittel ihres 
Kapitals und der Stimmen im Immobilienfonds vereinigt 
sind. 

c) Anteilen an anderen Immobilienfonds (einschliesslich 
Real Estate Investment Trusts) sowie Immobilieninvest-
mentgesellschaften und -zertifikaten, die an einer 
Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publi-
kum offenstehenden Markt gehandelt werden. Die 
Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 19 Anteile an 
Zielfonds erwerben, die unmittelbar oder mittelbar von 
ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, 
mit der sie durch gemeinsame Verwaltung oder Beherr-
schung oder durch eine direkte oder indirekte Beteili-
gung verbunden ist. 
Die Grundstücke werden in das Grundbuch auf den Na-
men der Fondsleitung eingetragen, mit der Anmerkung, 
dass sie zum Immobilienfondsvermögen gehören. 

3. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Fonds Bauten erstel-
len lassen. Sie darf in diesem Fall für die Zeit der Vorberei-
tung, des Baus oder der Gebäudesanierung der Ertragsrech-
nung des Immobilienfonds für Bauland und angefangene 
Bauten einen Bauzins zum marktüblichen Satz gutschreiben, 
sofern dadurch die Kosten den geschätzten Verkehrswert 
nicht übersteigen. 

4. Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanage-
ment sicher. Der Prospekt regelt die entsprechenden Einzel-
heiten. 

 
§ 9 Sicherstellung der Verbindlichkeiten und kurzfristig ver-

fügbare Mittel 
1. Die Fondsleitung muss zur Sicherstellung der Verbindlichkei-

ten einen angemessenen Teil des Fondsvermögens in kurz-
fristigen festverzinslichen Effekten oder in anderen kurzfristig 
verfügbaren Mitteln halten. Sie darf diese Effekten und Mittel 
in der Rechnungseinheit des Immobilienfonds sowie in ande-
ren Währungen, auf welche die Verbindlichkeiten lauten, hal-
ten. 

2. Als Verbindlichkeiten gelten aufgenommene Kredite, Ver-
pflichtungen aus dem Geschäftsgang sowie sämtliche Ver-
pflichtungen aus gekündigten Anteilen. 

3. Als kurzfristig festverzinsliche Effekten gelten Forderungs-
rechte mit einer Laufzeit oder Restlaufzeit bis zu 12 Monaten. 
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4. Als kurzfristig verfügbare Mittel gelten Kasse, Bankguthaben 
auf Sicht und Zeit mit Laufzeiten bis zu 12 Monaten sowie fest 
zugesagte Kreditlimiten einer Bank bis zu 10% des Netto-
fondsvermögens. Die Kreditlimiten sind der Höchstgrenze der 
zulässigen Verpfändung nach § 14 Ziff. 2 anzurechnen. 

5. Zur Sicherstellung von bevorstehenden Bauvorhaben kön-
nen festverzinsliche Effekten mit einer Laufzeit oder Rest-
laufzeit von bis zu 24 Monaten gehalten werden. 

 
B.  ANLAGETECHNIKEN UND -INSTRUMENTE 
 
§ 10 Effektenleihe 
Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihgeschäfte. 
 
§ 11 Pensionsgeschäfte 
Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 
 
§ 12 Derivate 
Die Fondsleitung darf Derivate nur zur Absicherung von Zins-, Kre-
dit- und Marktrisiken einsetzen. 
 
§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 
1. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilienfonds 

keine Kredite gewähren, mit Ausnahme von Forderungen 
gegen Immobiliengesellschaften des Immobilienfonds, 
Schuldbriefe oder andere vertragliche Grundpfandrechte. 

2. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilienfonds Kre-
dite aufnehmen. 

 
§ 14 Belastung der Grundstücke 
1. Die Fondsleitung darf Grundstücke verpfänden und die 

Pfandrechte zur Sicherung übereignen. 
2. Die Belastung aller Grundstücke darf jedoch im Durch-

schnitt ein Drittel des Verkehrswertes nicht übersteigen. 
Zur Wahrung der Liquidität kann die Belastung vorüberge-
hend und ausnahmsweise auf die Hälfte des Verkehrswer-
tes erhöht werden, sofern die Interessen der Anleger ge-
wahrt bleiben. Die Prüfgesellschaft muss im Rahmen der 
Prüfung des Immobilienfonds dazu Stellung nehmen. 

 
C. ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN 
 
§ 15 Risikoverteilung und deren Beschränkungen 
1. Die Anlagen sind nach Objekten, deren Nutzungsart, Alter, 

Bausubstanz und Lage zu verteilen. 
2. Anlagen sind auf mindestens zehn Grundstücke zu verteilen. 

Siedlungen, die nach den gleichen baulichen Grundsätzen er-
stellt worden sind, sowie aneinandergrenzende Parzellen gel-
ten als ein einziges Grundstück. 

3. Der Verkehrswert eines Grundstücks darf nicht mehr als 25% 
des Fondsvermögens betragen. 

4. Im Weiteren beachtet die Fondsleitung bei der Verfolgung 
der Anlagepolitik gemäss § 8 folgende Anlagebeschränkun-
gen bezogen auf das Fondsvermögen: 

a) Bauland (einschliesslich Abbruchobjekte) und angefan-
gene Bauten: bis höchstens 30%; 

b) Baurechtsgrundstücke: bis höchstens 30%; 
c) Schuldbriefe und andere vertragliche Grundpfand-

rechte: bis höchstens 10%; 
d) Anteile an anderen Immobilienfonds und Immobili-

eninvestmentgesellschaften: bis höchstens 20%; 
e) die oben unter Bst. a) und b) genannten Anlagen dürfen 

insgesamt 40% des Fondsvermögens nicht überschrei-
ten.  

 

IV. Berechnung des Nettoinventarwertes, Ausgabe 
und Rücknahme von Anteilen und Schät-
zungsexperten 

 
§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes und Beizug von 

Schätzungsexperten 
1. Der Nettoinventarwert des Immobilienfonds wird zum Ver-

kehrswert auf Ende des Geschäftsjahres sowie bei jeder Aus-
gabe von Anteilen in Schweizer Franken berechnet. 

2. Die Fondsleitung lässt auf den Abschluss jedes Geschäfts-
jahres sowie bei der Ausgabe von Anteilen den Verkehrs-
wert der zum Immobilienfonds gehörenden Liegenschaften 

durch unabhängige Experten schätzen. Dazu beauftragt die 
Fondsleitung mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde min-
destens zwei natürliche oder eine juristische Person als un-
abhängige Schätzungsexperten. Die Besichtigung der Lie-
genschaften durch die Schätzungsexperten ist mindestens 
alle drei Jahre zu wiederholen. 
Bei Erwerb/Veräusserung von Grundstücken lässt die Fonds-
leitung die Grundstücke vorgängig schätzen. Bei Verkäufen 
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kann auf eine erneute Schätzung verzichtet werden, sofern 
die vorhandene Schätzung nicht älter als drei Monate ist und 
sich die Bedingungen nicht wesentlich geändert haben. 

3. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Pub-
likum offen stehenden Markt gehandelte Anlagen sind mit 
den am Hauptmarkt bezahlten aktuellen Kursen zu bewerten. 
Andere Anlagen oder Anlagen, für die keine aktuellen Kurse 
verfügbar sind, sind mit dem Preis zu bewerten, der bei sorg-
fältigem Verkauf zum Zeitpunkt der Schätzung wahrschein-
lich erzielt würde. Die Fondsleitung wendet in diesem Fall zur 
Ermittlung des Verkehrswertes angemessene und in der Pra-
xis anerkannte Bewertungsmodelle und -grundsätze an. 

4. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem Rück-
nahmepreis bzw. Nettoinventarwert bewertet. Werden sie 
regelmässig an einer Börse oder an einem anderen geregel-
ten, dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt, so 
kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 3 bewerten. 

5. Der Wert von kurzfristigen, festverzinslichen Effekten, welche 
nicht an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem 
Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, wird wie 
folgt bestimmt. Der Bewertungspreis solcher Anlagen wird, 
ausgehend vom Nettoerwerbspreis, unter Konstanthaltung 
der daraus berechneten Anlagerendite, sukzessiv dem Rück-
zahlungspreis angeglichen. Bei wesentlichen Änderungen der 
Marktbedingungen wird die Bewertungsgrundlage der einzel-
nen Anlagen der neuen Marktrendite angepasst. Dabei wird 
bei fehlendem aktuellem Marktpreis in der Regel auf die Be-
wertung von Geldmarktinstrumenten mit gleichen Merkma-
len (Qualität und Sitz des Emittenten, Ausgabewährung, Lauf-
zeit) abgestellt. 

6. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus auf-
gelaufene Zinsen bewertet. Bei wesentlichen Änderungen 
der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Bewer-
tungsgrundlage für Bankguthaben auf Zeit den neuen Ver-
hältnissen angepasst. 

7. Die Bewertung der Grundstücke für den Immobilienfonds er-
folgt nach der aktuellen Richtlinie der Asset Management 
Association Switzerland für die Immobilienfonds. 

8. Die Bewertung von Baugrundstücken und angefangenen Bau-
ten erfolgt nach dem Prinzip des Verkehrswertes. Die Bewer-
tung angefangener Bauten wird am Abschluss des Geschäfts-
jahres nach dem Prinzip des Verkehrswertes erfolgen. 

9. Der Nettoinventarwert errechnet sich aus dem Verkehrswert 
des Fondsvermögens, verringert um eventuelle Verpflichtun-
gen des Immobilienfonds sowie um Steuern, die bei einer 
eventuellen Liquidation des Fonds anfallen, geteilt durch die 
Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile. Das Ergebnis wird 
auf CHF 0.01 gerundet. 

 
§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen sowie Handel 
1. Die Ausgabe von Anteilen ist jederzeit möglich, sie darf je-

doch nur tranchenweise erfolgen. Die Fondsleitung bietet 
neue Anteile zuerst den bisherigen Anlegern an. 

2. Die Rücknahme von Anteilen erfolgt in Übereinstimmung mit 
§ 5 Ziff. 5. Die Fondsleitung kann die während eines Ge-
schäftsjahres gekündigten Anteile nach Abschluss desselben 
vorzeitig zurückzahlen, wenn: 
a) der Anleger dies bei der Kündigung schriftlich verlangt; 
b) sämtliche Anleger, die eine vorzeitige Rückzahlung ge-

wünscht haben, befriedigt werden können. 
Ferner stellt die Fondsleitung über eine Bank oder ei-
nen Effektenhändler einen regelmässigen börslichen 
oder ausserbörslichen Handel der Immobilienfondsan-
teile sicher. Der Prospekt regelt die Einzelheiten. 

3. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert auf 
dem Nettoinventarwert je Anteil, gemäss § 16. Bei der 
Ausgabe werden zum Nettoinventarwert der Anteile die 
Nebenkosten (Handänderungssteuern, Notariatskosten, 
Gebühren, marktkonforme Courtagen, Abgaben usw.), die 
dem Immobilienfonds im Durchschnitt aus der Anlage des 
einbezahlten Betrages erwachsen, zugeschlagen. Bei der 
Rücknahme werden vom Nettoinventarwert die Neben-
kosten, die dem Immobilienfonds aus dem Verkauf eines 
dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen 
erwachsen, abgezogen. Der effektiv angewandte Satz ist 
aus dem Prospekt ersichtlich. Ausserdem kann bei der 
Ausgabe und Rücknahme von Anteilen zum Nettoinventar-
wert eine Ausgabekommission gemäss § 18 zugeschlagen 
resp. eine Rücknahmekommission gemäss § 18 vom Net-
toinventarwert abgezogen werden. 

4. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit ein-
stellen sowie Anträge auf Zeichnung oder Umtausch von An-
teilen zurückweisen. 

5. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der Anle-
ger die Rückzahlung der Anteile vorübergehend und aus-
nahmsweise aufschieben, wenn: 
a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung eines 

wesentlichen Teils des Fondsvermögens bildet, ge-
schlossen ist oder wenn der Handel an einem solchen 
Markt beschränkt oder ausgesetzt ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, monetä-
rer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder Be-
schränkungen sonstiger Übertragungen von Vermö-
genswerten Geschäfte für den Immobilienfonds un-
durchführbar werden; 

d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und dadurch die 
Interessen der übrigen Anleger wesentlich beeinträch-
tigt werden können. 

6. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub un-
verzüglich der Prüfgesellschaft, der Aufsichtsbehörde sowie 
in angemessener Weise den Anlegern mit. 

7. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den unter Ziff. 5 ge-
nannten Gründen aufgeschoben ist, findet keine Ausgabe von 
Anteilen statt. 

8. Jeder Anleger kann beantragen, dass er im Falle einer Zeich-
nung anstelle einer Einzahlung in bar Sacheinlagen an das 
Fondsvermögen leistet („contribution in kind“ genannt). Der 
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Antrag ist zusammen mit der Zeichnung zu stellen. Die Fonds-
leitung ist nicht verpflichtet, Sacheinlagen zuzulassen. 
Die Fondsleitung entscheidet allein über Sacheinlagen und 
stimmt diesen Geschäften nur zu, sofern die Ausführung der 
Transaktionen vollumfänglich im Einklang mit der Anlagepo-
litik des Fonds steht und die Interessen der übrigen Anleger 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. 
Die im Zusammenhang mit einer Sacheinlage anfallenden Kosten 
dürfen nicht dem Fondsvermögen belastet werden. 
Die Fondsleitung erstellt bei Sacheinlagen einen Bericht, der 
Angaben zu den einzelnen übertragenen Anlagen, dem Kurs-
wert dieser Anlagen am Stichtag der Übertragung, die Anzahl 

der ausgegebenen Anteile und einen allfälligen Spitzenaus-
gleich in bar enthält. Die Depotbank hat bei jeder Sacheinlage 
die Einhaltung der Treuepflicht durch die Fondsleitung sowie 
die Bewertung der übertragenen Anlagen bzw. ausgegebe-
nen Anlagen am Stichtag zu prüfen. Die Depotbank teilt ihre 
Vorbehalte oder Anmerkungen umgehend der Prüfgesell-
schaft mit. 
Transaktionen im Zusammenhang mit Sacheinlagen werden 
im Jahresbericht erwähnt. 
Im Fall von Sacheinlagen steht den Anlegern das in § 17.1 vor-
gesehene Vorzugsrecht nicht zu. 

 

V. Vergütungen und Nebenkosten 
 
§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 
1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anleger eine Ausga-

bekommission zugunsten der Fondsleitung, der Depotbank 
und/oder von Vertriebsträgern im In- und Ausland von zu-
sammen höchstens 5% des Nettoinventarwertes belastet 
werden. Der effektiv angewandte Höchstsatz ist aus dem 
Prospekt ersichtlich. 

2. Bei der Rücknahme von Anteilen kann dem Anleger eine 
Rücknahmekommission zugunsten der Fondsleitung, der De-
potbank und/oder von Vertriebsträgern im In- und Ausland 
von zusammen höchstens 5% des Nettoinventarwerts belas-
tet werden. Der effektiv angewandte Höchstsatz ist aus dem 
Prospekt ersichtlich. 

3. Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen erhebt die 
Fondsleitung zudem zugunsten des Fondsvermögens die Ne-
benkosten, die dem Immobilienfonds im Durchschnitt aus 
dem Verkauf eines dem gekündigten Anteil entsprechenden 
Teils der Anlagen erwachsen (vgl. § 17 Ziff. 3). Der effektiv an-
gewandte Satz ist aus dem Prospekt ersichtlich. 

4. Die Depotbank stellt dem Anleger für die Ausgabe von auf 
den Namen lautenden Anteilscheinen die banküblichen Kom-
missionen und Spesen in Rechnung. Die aktuellen Gebühren 
entnehmen Sie bitte dem Prospekt. 

 
§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsver-

mögens 
1. Für die Leitung des Immobilienfonds und der Immobilienge-

sellschaften, die Vermögensverwaltung und den Vertrieb des 
Immobilienfonds stellt die Fondsleitung dem Immobilien-
fonds eine Kommission von jährlich maximal 1% des Netto-
vermögens des Fonds in Rechnung, die dem Fondsvermögen 
pro rata temporis bei jeder Berechnung des Nettoinventar-
werts belastet und am Ende jedes Halbjahres gezahlt wird 
(Verwaltungskommission). 
Der effektiv angewandte Satz der Verwaltungskommission ist 
aus dem Jahres- und dem Halbjahresbericht ersichtlich. 

2. Für die Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besorgung 
des Zahlungsverkehrs des Immobilienfonds und die sonstigen 

in § 4 aufgeführten Aufgaben der Depotbank stellt die Depot-
bank dem Immobilienfonds eine Kommission von jährlich ma-
ximal 0.06% des Nettovermögens des Fonds in Rechnung, die 
die dem Fondsvermögen pro rata temporis bei jeder Berech-
nung des Nettoinventarwerts belastet und jeweils jährlich 
ausbezahlt wird (Depotbankkommission). 
Der effektiv angewandte Satz der Depotbankkommission ist 
aus dem Jahres- und dem Halbjahresbericht ersichtlich. 

3. Für die Auszahlung des Jahresertrages an die Anleger berech-
net die Fondsleitung dem Immobilienfonds eine Kommission 
von maximal 0.5% des Bruttobetrages der Ausschüttung. 

4. Die Fondsleitung und die Depotbank haben ausserdem An-
spruch auf Ersatz der folgenden Nebenkosten, die ihnen in 
Ausführung des Fondsvertrags entstanden sind: 
a) Kosten für den An- und Verkauf von Anlagen, nament-

lich marktübliche Courtagen, Kommissionen, Steuern 
und Abgaben, sowie Kosten für die Überprüfung und 
Aufrechterhaltung von Qualitätsstandards bei physi-
schen Anlagen; 

b) Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, Ände-
rung, Liquidation, Fusion oder Vereinigung des Immobi-
lienfonds; 

c) Die Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 
d) Honorare der Prüfgesellschaft für die jährliche Revision 

sowie für Bescheinigungen im Zusammenhang mit 
Gründungen, Änderungen, Liquidationen, Fusion oder 
Vereinigungen von Immobilienfonds; 

e) Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zusammen-
hang mit Gründungen, Änderungen, Liquidationen, Fu-
sion oder Vereinigungen von Immobilienfonds sowie 
der allgemeinen Wahrnehmung der Interessen des Im-
mobilienfonds und seiner Anleger; 

f) Kosten für die Publikation des Nettoinventarwerts des 
Immobilienfonds sowie sämtliche Kosten für Mitteilun-
gen an die Anleger einschliesslich der Übersetzungskos-
ten, welche nicht einem Fehlverhalten der Fondsleitung 
zuzuschreiben sind; 

g) Kosten für den Druck juristischer Dokumente sowie der 
Jahres- und Halbjahresberichte des Immobilienfonds; 
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h) Kosten für eine allfällige Eintragung des Immobilien-
fonds bei einer ausländischen Aufsichtsbehörde, na-
mentlich von der ausländischen Aufsichtsbehörde er-
hobene Kommissionen, Übersetzungskosten sowie die 
Entschädigung des Vertreters oder der Zahlstelle im 
Ausland; 

i) Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von 
Stimmrechten oder Gläubigerrechten durch den Immo-
bilienfonds, einschliesslich der Honorarkosten für ex-
terne Berater; 

j) Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im Namen 
des Immobilienfonds eingetragenem geistigen Eigen-
tum oder mit Nutzungsrechten des Immobilienfonds; 

k) alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentlicher 
Schritte zur Wahrung der Anlegerinteressen durch die 
Fondsleitung, den Verwalter von Kollektivvermögen 
oder die Depotbank verursacht werden. 

5. Die Fondsleitung und die Depotbank haben ausserdem An-
spruch auf Ersatz der folgenden Nebenkosten, die ihnen in 
Ausführung des Fondsvertrags entstanden sind: 
a) Kosten für den An- und Verkauf von Immobilienanla-

gen, namentlich marktübliche Vermittlungskommissio-
nen, Berater- und Rechtsanwaltshonorare, Notariats-
kosten sowie sonstige Gebühren und die Steuern; 

b) marktübliche an Dritte bezahlte Courtagen im Zusam-
menhang mit Erstvermietungen von Immobilien; 

c) marktübliche Kosten für die Verwaltung von Bauten 
durch Dritte; 

d) Liegenschaftsaufwand, insbesondere Unterhalts- und 
Betriebskosten einschliesslich Versicherungskosten, öf-
fentlich-rechtliche Abgaben sowie Kosten für Service- 
und Infrastrukturdienstleistungen, sofern diese markt-
üblich sind und nicht von Dritten getragen werden; 

e) Honorare der unabhängigen Schätzungsexperten sowie 
allfälliger weiterer Experten für den Interessen der An-
leger dienende Abklärungen; 

f) Beratungs- und Verfahrenskosten im Zusammenhang 
mit der allgemeinen Wahrnehmung der Interessen des 
Immobilienfonds und seiner Anleger; 

6. Die Fondsleitung kann eine Kommission für ihre Bemühungen 
im Zusammenhang mit den folgenden Tätigkeiten erhalten, 
sofern diese nicht durch Dritte ausgeführt werden: 
a) Für die Bemühungen bei der Verwaltung der einzelnen 

Liegenschaften eine Kommission der Fondsleitung auf 
die jährlichen Bruttomietzinseinnahmen, einschliess-
lich Heizkosten: höchstens 6%. 

b) Für den Kauf, Verkauf oder Tausch von Liegenschaften 
eine Kommission der Fondsleitung von höchstens 3%. 

c) Für die Bemühungen von Machbarkeitsstudien und 
Vertretung des Auftraggebers bei der Erstellung von 

Bauten, bei Renovationen und Umbauten berechnet 
die Fondsleitung dem Immobilienfonds eine Kommis-
sion von maximal 3% der Baukosten (inkl. der Gebüh-
ren, Nebenkosten und üblichen Honorare Dritter und 
Beauftragter). 

d) Für die Bemühungen von Projektentwicklung, Bauüber-
wachung und Vertretung des Auftraggebers bei der Er-
stellung von Bauten, bei Renovationen und Umbauten 
berechnet die Fondsleitung dem Immobilienfonds eine 
Kommission von maximal 5% der Baukosten (inkl. der 
Kosten, Nebenkosten und üblichen Honorare Dritter 
und Beauftragter). 

7. Die Kosten, Gebühren, Steuern und Abgaben im Zusammen-
hang mit der Erstellung von Bauten, Renovationen und Um-
bauten (namentlich marktübliche Honorare von Beauftrag-
ten, Ingenieuren, Maklern, assistierenden Bauherrn, Planern 
und Architekten, Baubewilligungs- und Anschlussgebühren, 
Kosten für die Einräumung von Dienstbarkeiten usw.) werden 
direkt den Gestehungskosten der Immobilienanlagen zuge-
schlagen. 

8. Die Kosten nach Ziffer 4 Bst. a und Ziffer 5 Bst. a werden direkt 
dem Einstandswert zugeschlagen bzw. vom Verkaufswert ab-
gezogen. 

9. Die Leistungen der Immobiliengesellschaften an die Mitglie-
der ihrer Verwaltung, die Geschäftsführung und das Personal 
sind auf die Vergütungen anzurechnen, auf welche die Lei-
tung nach § 18 Anspruch hat. 

10. Die Fondsleitung und deren Beauftragte können gemäss den 
Bestimmungen im Prospekt Retrozessionen zur Vergütung 
der Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen bezahlen sowie Ra-
batte gewähren, um die auf den Anleger entfallenden Kom-
missionen und Kosten zu reduzieren und dem Immobilien-
fonds zu belasten. 

11. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die Investitio-
nen erfolgen, darf unter Berücksichtigung von allfälligen Ra-
batten und Retrozessionen höchstens 1% betragen. Im Jah-
resbericht ist der maximale Satz der Verwaltungskommission 
der Zielfonds, in die Investitionen erfolgen, unter Berücksich-
tigung von allfälligen Rabatten und Retrozessionen anzuge-
ben. 

12. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Kapital-
anlagen, die unmittelbar oder mittelbar von ihr selbst oder 
von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie durch 
gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine 
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist 
(„verbundene Zielfonds“), so darf sie allfällige Ausgabe- oder 
Rücknahmekommissionen der verbundenen Zielfonds nicht 
dem Immobilienfonds belasten. 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 
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§ 20 Rechenschaftsablage 
1. Rechnungseinheit des Immobilienfonds ist der Schweizer 

Franken (CHF). 
2. Das Geschäftsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis zum 31. De-

zember. 
3. Die Fondsleitung veröffentlicht innerhalb von vier Monaten 

nach Abschluss des Geschäftsjahres einen revidierten Jahres-
bericht des Immobilienfonds. 

4. Die Fondsleitung veröffentlicht innerhalb von vier Monaten 
nach Abschluss des ersten Halbjahres des Geschäftsjahres ei-
nen Halbjahresbericht. 

5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 4 bleibt vor-
behalten. 

 
§ 21 Prüfung 
Die Prüfungsgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die De-
potbank die Vorschriften der gesetzlichen und vertraglichen 
Bestimmungen sowie die eventuell für sie geltenden Standesre-
geln der Asset Management Association Switzerland eingehal-
ten haben. Ein Kurzbericht der Prüfungsgesellschaft zur publi-
zierten Jahresrechnung erscheint im Jahresbericht. 
 

VII. Verwendung des Ergebnisses 
 
§ 22 Verwendung des Ergebnisses und Ausschüttung 
1. Der Nettoertrag des Immobilienfonds wird jährlich spätes-

tens innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres in Schweizer Franken an die Anleger ausge-
schüttet. 
Die Fondsleitung kann zusätzlich Zwischenausschüttungen 
von Erträgen vornehmen. 
Bis zu 30% des Nettoertrages können auf neue Rechnung vor-
getragen werden. Auf eine Ausschüttung kann verzichtet und 
der gesamte Nettoertrag kann auf neue Rechnung vorgetra-

gen werden, wenn (a) der Nettoertrag des laufenden Ge-
schäftsjahres und die vorgetragenen Erträge aus früheren Ge-
schäftsjahren des Immobilienfonds weniger als 1% des Net-
toinventarwertes des Immobilienfonds betragen und (b) der 
Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und die vorgetra-
genen Erträge aus früheren Geschäftsjahren des Immobilien-
fonds weniger als eine Einheit der Rechnungseinheit des Im-
mobilienfonds betragen. 

2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen 
und Rechten können von der Fondsleitung ausgeschüttet 
oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 
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VIII. Veröffentlichungen des Immobilienfonds 
 
§ 23 Veröffentlichungen des Immobilienfonds 
1. Publikationsorgan des Immobilienfonds ist das im Prospekt 

genannte Print- oder elektronische Medium. Ein Wechsel des 
Publikationsorgans ist im Publikationsorgan anzuzeigen. 

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammenfas-
sungen wesentlicher Änderungen des Fondsvertrages unter 
Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen im Wort-
laut kostenlos bezogen werden können, der Wechsel der 
Fondsleitung und/oder der Depotbank sowie die Schaffung, 
Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklassen und die Li-
quidation des Immobilienfonds veröffentlicht. Änderungen, 
die von Gesetzes wegen erforderlich sind, welche die Rechte 
der Anleger nicht berühren oder die ausschliesslich formeller 

Natur sind, können mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
von der Publikationspflicht ausgenommen werden. 

3. Die Fondsleitung publiziert die Ausgabe- und Rücknahme-
preise bzw. den Nettoinventarwert mit dem Hinweis „exklu-
sive Kommissionen“ bei jeder Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen auf der elektronischen Plattform der Swiss Fund 
Data AG: www.swissfunddata.ch. Die Preise sind mindestens 
einmal pro Monat zu veröffentlichen. Die Wochen und Wo-
chentage, an denen die Publikation stattfindet, sind im Pros-
pekt festzulegen. 

4. Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Basisinfor-
mationsblatt sowie die jeweiligen Jahres- und Halbjahresbe-
richte können kostenlos bei der Fondsleitung, der Depotbank 
und bei allen Vertriebsträgern bezogen werden.  

IX. Umstrukturierung und Auflösung 
 
§ 24 Vereinigung 
1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank Im-

mobilienfonds vereinigen, indem sie zum Zeitpunkt der Ver-
einigung die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des 
bzw. der zu übertragenden Immobilienfonds auf den über-
nehmenden Immobilienfonds überträgt. Die Anleger des 
übertragenden Immobilienfonds erhalten Anteile am über-
nehmenden Immobilienfonds in entsprechender Höhe. Allfäl-
lige Fraktionen werden in bar ausbezahlt. Zum Zeitpunkt der 
Vereinigung wird der übertragende Immobilienfonds ohne Li-
quidation aufgelöst und der Fondsvertrag des übernehmen-
den Immobilienfonds gilt auch für den übertragenden Immo-
bilienfonds. 

2. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 
a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen; 
b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 
c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich folgender 

Bestimmungen grundsätzlich übereinstimmen: 
 die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Risi-

koverteilung sowie die mit den Anlagen verbunde-
nen Risiken, 

 die Verwendung des Nettoertrages und der Kapital-
gewinne, 

 die Art, die Höhe und die Berechnung aller Vergü-
tungen, die Ausgabe- und Rücknahmekommissio-
nen sowie die Nebenkosten für den An- und Ver-
kauf von Anlagen (Courtagen, Honorare und Steu-
ern), die dem Kollektivvermögen des Fonds oder 
den Anlegern belastet werden dürfen, 

 die Rücknahmebedingungen, 
 die Laufzeit des Vertrags und die Voraussetzungen 

der Auflösung. 

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Anlage-
fonds bewertet, das Umtauschverhältnis berechnet 
und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten über-
nommen werden; 

e) weder den Anlagefonds noch den Anlegern daraus Kos-
ten erwachsen. 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag in 
Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbehörde einen befriste-
ten Aufschub der Rückzahlung der Anteile des Immobilien-
fonds bewilligen. 

4. Die Fondsleitung legt der Aufsichtsbehörde die beabsichtig-
ten Änderungen des Fondsvertrags sowie die beabsichtigte 
Vereinigung zusammen mit dem Vereinigungsplan mindes-
tens einen Monat vor der geplanten Veröffentlichung zur 
Überprüfung vor. Dieser Plan enthält Angaben zu den Grün-
den der Vereinigung, zur Anlagepolitik der beteiligten Im-
mobilienfonds und den allfälligen Unterschieden zwischen 
dem übernehmenden und dem übertragenden Immobilien-
fonds, zur Berechnung des Umtauschverhältnisses, zu allfäl-
ligen Unterschieden in den Vergütungen, zu allfälligen Steu-
erfolgen für die Immobilienfonds sowie die Stellungnahme 
der zuständigen Prüfgesellschaft für kollektive Kapitalanla-
gen. 

5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Änderungen 
des Fondsvertrags nach § 23 Ziff. 2 sowie die beabsichtigte 
Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen mit dem Ver-
einigungsplan mindestens zwei Monate vor dem von ihr 
festgelegten Stichtag in den Publikationsorganen der betei-
ligten Immobilienfonds. Dabei weist sie die Anleger darauf 
hin, dass diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen 
nach der letzten Publikation oder der Mitteilung Einwen-
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dungen gegen die beabsichtigten Änderungen des Fonds-
vertrags erheben oder die Rückzahlung ihrer Anteile verlan-
gen können. 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungsge-
mässe Durchführung der Vereinigung und äussert sich dazu 
in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der Auf-
sichtsbehörde. 

7. Die Fondsleitung meldet den Abschluss der Vereinigung un-
verzüglich der Aufsichtsbehörde und publiziert den Vollzug 
der Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesellschaft über 
die ordnungsgemässe Durchführung sowie das Umtausch-
verhältnis ohne Verzug im Publikationsorgan der beteiligten 
Immobilienfonds. 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten 
Jahresbericht des übernehmenden Immobilienfonds und 
im allfällig vorher zu erstellenden Halbjahresbericht. Für 
den bzw. die übertragenden Immobilienfonds ist ein revi-
dierter Abschlussbericht zu erstellen, falls die Vereinigung 
nicht auf den ordentlichen Jahresabschluss fällt. 

 
§ 25 Umwandlung in eine andere Rechtsform 
1. Die Fondsleitung kann nach schweizerischem Recht mit Zu-

stimmung der Depotbank den Immobilienfonds in Teilvermö-
gen einer SICAV umwandeln, wobei die Aktiven und Passiven 
des/der Immobilienfonds zum Zeitpunkt der Umwandlung 
auf das Anleger-Teilvermögen der SICAV übertragen werden. 
Die Anleger des umgewandelten Immobilienfonds erhalten 
Anteile des Anleger-Teilvermögens der SICAV mit einem ent-
sprechenden Wert. Am Tag der Umwandlung wird der umge-
wandelte Immobilienfonds ohne Liquidation aufgelöst, und 
das Anlagereglement der SICAV gilt für die Anleger des umge-
wandelten Immobilienfonds, die Anleger des Anleger-Teilver-
mögens der SICAV werden. 

2. Der Immobilienfonds darf nur in ein Teilvermögen einer SI-
CAV umgewandelt werden, wenn: 
a) der Fondsvertrag dies vorsieht und das Anlageregle-

ment der SICAV dies ausdrücklich festhält; 
b) der Immobilienfonds und das Teilvermögen von der 

gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 
c) der Fondsvertrag und das Anlagereglement der SICAV 

bezüglich folgender Bestimmungen grundsätzlich über-
einstimmen: 
 die Anlagepolitik (einschliesslich Liquidität), die An-

lagetechniken (Wertpapierleihe, Pensionsgeschäfte 
und umgekehrte Pensionsgeschäfte, Derivate), die 
Kreditaufnahme und -vergabe, die Verpfändung 
von Vermögenswerten der kollektiven Kapitalan-
lage, die Risikoverteilung und die Anlagerisiken, die 
Art der kollektiven Kapitalanlage, der Anlegerkreis, 
die Anteils-/Aktienklassen und die Berechnung des 
Nettoinventarwerts; 

 die Verwendung von Nettoerlösen und Kapitalge-
winnen aus der Veräusserung von Gegenständen 
und Rechten; 

 die Verwendung des Ergebnisses und die Berichter-
stattung; 

 die Art, die Höhe und die Berechnung aller Vergü-
tungen, die Ausgabe- und Rücknahmekommissio-
nen sowie die Nebenkosten für den An- und Ver-
kauf von Anlagen (Courtagen, Honorare und Steu-
ern), die dem Vermögen des Fonds oder der SICAV, 
den Anlegern oder den Aktionären belastet werden 
dürfen, vorbehaltlich rechtsformspezifischer Ne-
benkosten der SICAV; 

 die Bedingungen für Ausgabe und Rücknahme; 
 die Laufzeit des Vertrags oder der SICAV; 
 das Publikationsorgan. 

d)  die Bewertung der Vermögenswerte der beteiligten 
kollektiven Kapitalanlagen, die Berechnung des Um-
tauschverhältnisses und die Übertragung der Vermö-
genswerte und Verbindlichkeiten am selben Tag erfol-
gen; 

e) weder dem Immobilienfonds noch der SICAV daraus 
Kosten erwachsen. 

3. Wenn die Umwandlung voraussichtlich mehr als einen Tag in 
Anspruch nimmt, kann die FINMA eine befristete Aussetzung 
der Rückzahlung der Aktien bewilligen. 

4. Vor der geplanten Bekanntgabe legt die Fondsleitung die vor-
gesehenen Änderungen des Fondsvertrags und die geplante 
Vereinigung zusammen mit dem Umwandlungsplan der 
FINMA zur Überprüfung vor. Der Umwandlungsplan enthält 
Angaben zu den Gründen der Umwandlung, zur Anlagepolitik 
der beteiligten kollektiven Kapitalanlagen und zu allfälligen 
Unterschieden zwischen dem umgewandelten Immobilien-
fonds und dem Teilvermögen der SICAV, zur Berechnung des 
Umtauschverhältnisses, zu allfälligen Unterschieden bei den 
Vergütungen, zu allfälligen Steuerfolgen für die kollektiven 
Kapitalanlagen sowie die Stellungnahme der Prüfgesellschaft. 

5. Die Fondsleitung veröffentlicht allfällige Änderungen des 
Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die geplante Umwand-
lung und den vorgesehenen Zeitpunkt in Verbindung mit dem 
Umwandlungsplan mindestens zwei Monate vor dem von ihr 
in der Publikation des umgewandelten Immobilienfonds fest-
gelegten Zeitpunkt. Dabei weist sie die Anleger darauf hin, 
dass diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach der 
Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen gegen die beab-
sichtigten Änderungen des Fondsvertrags erheben oder die 
Rückzahlung ihrer Anteile verlangen können. 

6. Die Prüfgesellschaft des Immobilienfonds bzw. der SICAV 
(falls abweichend) prüft unverzüglich die ordnungsgemässe 
Durchführung der Umwandlung und erstattet der Gesell-
schaft, der SICAV und der Aufsichtsbehörde darüber Bericht. 

7. Die Fondsleitung meldet der FINMA unverzüglich den Ab-
schluss der Umwandlung und leitet der FINMA die Bestäti-
gung der Prüfgesellschaft über die ordnungsgemässe Durch-
führung des Geschäfts und den Umwandlungsbericht im Pub-
likationsorgan des beteiligten Immobilienfonds weiter. 

8. Die Fondsleitung oder die SICAV erwähnt die Umwandlung im 
nächsten Jahresbericht des Immobilienfonds bzw. der SICAV 
und in einem allfällig früher veröffentlichten Halbjahresbe-
richt. 

 



Suisse Romande Property Fund 

12 | SRPF | Fondsvertrag 

§ 26 Laufzeit des Immobilienfonds und Auflösung 
1. Der Immobilienfonds besteht auf unbestimmte Zeit. 
2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflösung 

des Immobilienfonds durch Kündigung des Fondsvertrags mit 
einer Frist von zwei Monaten herbeiführen. 

3. Der Immobilienfonds kann durch Verfügung der Aufsichtsbe-
hörde aufgelöst werden, insbesondere wenn er spätestens 
ein Jahr nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) oder ei-
ner längeren, durch die Aufsichtsbehörde auf Antrag der De-
potbank und der Fondsleitung erstreckten Frist nicht über ein 
Nettovermögen von mindestens CHF 5 Millionen (oder Ge-
genwert) verfügt. 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung un-
verzüglich bekannt und veröffentlicht sie im Publikationsor-
gan. 

5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrags darf die Fonds-
leitung den Immobilienfonds unverzüglich liquidieren. Hat die 
Aufsichtsbehörde die Auflösung des Anlagefonds verfügt, so 
muss dieser unverzüglich liquidiert werden. Die Auszahlung 
des Liquidationserlöses an die Anleger ist der Depotbank 
übertragen. Sollte die Liquidation längere Zeit beanspruchen, 
kann der Erlös in Teilbeträgen ausbezahlt werden. Vor der 
Schlusszahlung muss die Fondsleitung die Bewilligung der 
Aufsichtsbehörde einholen. 

X. Bewilligung und Änderung des Fondsvertrags 
 
§ 27 Änderung des Fondsvertrags 
Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden oder be-
steht die Absicht, die Fondsleitung oder die Depotbank zu wech-
seln, so hat der Anleger die Möglichkeit, bei der Aufsichtsbe-
hörde innert 30 Tagen seit der letzten entsprechenden Publika-
tion oder Mitteilung Einwendungen zu erheben. In der Publika-
tion informiert die Fondsleitung die Anleger darüber, auf wel-

che Fondsvertragsänderungen sich die Prüfung und die Feststel-
lung der Gesetzeskonformität durch die FINMA erstrecken. Bei 
einer Änderung des Fondsvertrags können die Anleger überdies 
unter Beachtung der vertraglichen Frist die Auszahlung ihrer An-
teile in bar verlangen. Vorbehalten bleiben die Fälle gemäss § 
23 Ziff. 2, welche mit der Zustimmung der Aufsichtsbehörde von 
den Bestimmungen betreffend Publikationspflichten ausge-
nommen sind. 

 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
 
§ 28 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
1. Der Immobilienfonds untersteht schweizerischem Recht, ins-

besondere dem Bundesgesetz über die kollektiven Kapitalan-
lagen vom 23. Juni 2006, der Verordnung über die kollektiven 
Kapitalanlagen vom 22. November 2006, der Verordnung der 
FINMA über die kollektiven Kapitalanlagen vom 21. Dezem-
ber 2006 sowie der Verordnung der FINMA über die kol-
lektiven Kapitalanlagen vom 27. August 2014. 
Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrags ist die französische Fas-
sung massgebend. 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 31. März 2023 in Kraft. 
Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsvertrag vom 
5. Oktober 2022. 

4. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die FINMA 
ausschliesslich die Bestimmungen nach Art. 35a Abs. 1 Bst. 
a–g KKV und stellt deren Gesetzeskonformität fest. 

 
 
 
 
Die Fondsleitung 
JSS Real Estate Management AG, Genf 
 
 
 
Die Depotbank 
Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

 
 



 

 

 
 
 
 
 
 



 

 

 


